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Zusammenfassung
Sexualisierte Gewalt und Diskriminierung können überall passieren, also auch in unserem
Team, in unserem Umfeld und bei unseren Veranstaltungen. Deshalb wollen wir vorbereitet sein
und im Ernstfall klar handeln.

Wir nehmen Meldungen ernst und richten unser Handeln an den Bedürfnissen der betroffenen
Person aus. Für uns steht der Schutz der betroffenen Person im Mittelpunkt. Wir wollen weitere
Schäden verhindern, Betroffene stärken und ihnen Raum geben, selbst zu entscheiden, was für
sie richtig ist.

Damit Vorfälle gut bearbeitet werden können, gibt es bei uns eine feste Anlaufstelle. Sie ist für
Betroffene und Zeug*innen unter sicher@communia.de erreichbar, nimmt Meldungen
vertraulich entgegen und begleitet die weiteren Schritte. Wenn nötig, ziehen wir auch externe
Unterstützung hinzu.

Unser Vorgehen folgt einem klaren Ablauf: Erst wird ein Vorfall gemeldet, dann spricht die
Anlaufstelle mit der betroffenen Person. Sofortmaßnahmen in Absprache mit der betroffenen
Person sollen deren Sicherheit garantieren und ermöglichen, dass sie Rückzugsräume aber vor
allem auch die Möglichkeit zur weiteren Teilnahme/Mitarbeit erhält. Danach kann es Gespräche
der Anlaufstelle mit der gewaltausübenden Person geben. Die Anlaufstelle, die betroffene
Person und ihr*e Unterstützer*in entwickeln gemeinsam einen Aktionsplan. Anschließend wird
geprüft, ob die Maßnahmen wirken und angepasst werden müssen.

Bei Vorfällen können verschiedene Maßnahmen notwendig sein. Dazu gehören zum Beispiel
die Veränderung von Aufgaben, der Ausschluss von Personen von Treffen oder
Veranstaltungen oder in schweren Fällen der Ausschluss aus der Organisation. Wenn nötig,
unterstützen wir auch den Weg zu staatlichen Stellen, auch wenn das nicht unser erster Ansatz
ist.

Es ist wichtig, dass es eine Anlaufstelle und einen klaren Ablauf gibt in dem die Bedürfnisse der
betroffenen Person leitend sind. Uns ist außerdem wichtig, dass nicht nur die Anlaufstelle
Verantwortung trägt. Das ganze Team soll dazu beitragen, bei communia und bei unseren
Veranstaltungen einen möglichst sicheren und gewaltarmen Raum zu schaffen.
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Präambel
Sexualisierte Gewalt, rassistische Diskriminierung und andere Formen der Diskriminierung und
Gewalt kommen überall vor und communia ist davon nicht ausgeschlossen. Die
Auseinandersetzung mit Formen struktureller Gewalt und Diskriminierung ist niemals
abgeschlossen. communia versteht die Bearbeitung dieses Themenfelds daher als laufenden
Prozess, der Offenheit für Kritik und insbesondere die Perspektive von Betroffenen verlangt.

Um die Handlungsfähigkeit des Kernteams zu gewährleisten, wird für alle Teammitglieder
sichergestellt, dass sie dieses Konzept kennen und Grundkenntnisse im Umgang mit Fällen von
Diskriminierung und sexualisierter Gewalt haben. Dies geschieht in der Regel durch eine
Fortbildung im Rahmen des Onboarding-Prozesses.

Wir verpflichten uns zu entschlossenem Einschreiten bei Vorfällen, die an uns herangetragen
werden und bei denen betroffene Personen communia als relevanten oder verantwortlichen
Kontext begreifen. Wir üben einen sensiblen Umgang miteinander, damit auch subtilere Formen
von Gewalt und Diskriminierung keinen Nährboden finden. Um auf mögliche Fälle von Gewalt
oder Diskriminierung reagieren zu können, legen wir in dieser Richtlinie Grundsätze des
Umgangs und klare Strukturen fest, an die Vorfälle gemeldet werden können und die darauf
vorbereitet sind, daraufhin entsprechende Schritte zum Schutz Betroffener und der Beendigung
der Gewalt/Diskriminierung zu ergreifen.

Die Richtlinie soll als kollektive Vereinbarung einen Rahmen dafür abstecken, vorbereitet und
klar auf Gewaltvorfälle innerhalb unserer Organisation und in deren Umfeld, sowie bei unseren
Veranstaltungen, reagieren zu können. Sie wird regelmäßig reflektiert und weiter entwickelt.

Gewaltverständnis und betroffenenfokussierter Ansatz
Unter sexualisierter Gewalt versteht communia alle nicht konsensuellen sexuellen oder
sexualisierenden Handlungen. Sexualisierte Gewalt kann verbale, körperliche oder psychische



1Wir orientieren uns in diesem Konzept an den Prinzipien der transformativen Gerechtigkeit und der Community
Accountability. Daher verzichten wir auf den statischen und reduktiven Begriff „Täter*in“ und benutzen durchweg die
Bezeichnung „gewaltausübende Person“. Wir erkennen an, dass der Begriff „Täter*in“ abhängig vom Kontext
trotzdem sinnvoll und wichtig sein kann.

Grenzüberschreitungen beinhalten und auch subtil auftreten. Sie kann bewusst aber auch ohne
Intention auf Grenzüberschreitung ausgeübt werden.

Unter Diskriminierung versteht communia verschiedene Formen von Gewalt und Machtausübung
im Kontext von vielfältigen und häufig intersektionalen Herrschaftsverhältnissen. Dazu gehören
neben rassistischer Diskriminierung und Gewalt auch Diskriminierung und Gewalt aufgrund von
sexueller oder geschlechtlicher Identität und Orientierung, Dis_Ability, Alter etc. Das Team von
communia besteht gerade aus weißen, teilweise queeren, zum größten Teil able-bodied
Personen zwischen 30 und Mitte 30.

Wir verwenden den Begriff Betroffene in diesem Konzept für Personen, die grenzverletzendes,
übergriffiges oder nötigendes Verhalten erlebt haben. Wir benutzen den Begriff, um die
Selbstermächtigung Betroffener in den Vordergrund zu rücken und die oftmals vorkommende
Reduktion auf die Opferrolle zu vermeiden.

Wir wollen die Bedürfnisse und Perspektiven der Betroffenen bewusst in den Vordergrund stellen,
ihre Perspektive stärken und sie vor weiterer Gewalt schützen. Betroffenenfokussierung
bedeutet, jede Meldung eines Vorfalls ernst zu nehmen, jeder Meldung eines Vorfalls
nachzugehen und, falls erforderlich, Konsequenzen folgen zu lassen, Schutz herzustellen und
sich klar gegen die Tat zu positionieren. Wir wollen dem Mut von Menschen, die Diskriminierung
und Gewalt beobachtet oder erlebt haben, mit Respekt und Wertschätzung begegnen. Sie allein
bestimmen, welches Verhalten aus ihrer Sicht eine Meldung rechtfertigt. Ihre Perspektive steht
bei der Klärung von Vermutung und Vorwurf im Zentrum. Maßgeblich dafür, ob eine
Grenzverletzung und damit (sexualisierte) Gewalt oder eine rassistische oder andere
Diskriminierung vorliegt, ist das Erleben der*des Betroffenen und nicht die Intention der
gewaltausübenden Person1. Das Handeln der Zuständigen, das aus einer Meldung resultiert,
orientiert sich an dem Grundsatz ‚Im Zweifel für Betroffene‘ und schließt die noch unbekannten
Betroffenen ein.

Für die Bewertung von Maßnahmen gegen und/oder die Arbeit mit gewaltausübenden Personen
sollen ihre soziale und psychische Situation und mögliche eigene Diskriminierungs- und
Gewalterfahrungen, sowie ihre Kooperationsbereitschaft und ihr Wille zur Veränderung mit
einbezogen werden.

Um auf Vorfälle von Gewalt und Diskriminierung, die im Kontext unserer Organisation auftreten,
schnell und adäquat reagieren zu können, gibt es eine feste Anlaufstelle.

Grundsätze im Umgang mit Fällen von (sexualisierter) Gewalt oder
Diskriminierung
Betroffenengerechtes Vorgehen: Die Bedürfnisse und die Sicherheit der von Gewalt oder
Diskriminierung betroffenen Personen und die Sicherheit weiterer potenziell Betroffener haben in
jedem Fall höchste Priorität. Betroffene erhalten Raum und Zeit zum Erzählen sowie Formulieren
von Bedürfnissen an das weitere Vorgehen. Es ist hierbei zentral, dass Betroffene Unterstützung,
Stärkung und Ermutigung beim Umgang mit ihren Erfahrungen von der Anlaufstelle erfahren.



Jegliches Handeln, das aus einer Meldung resultiert, muss sich an denWünschen der betroffenen
Person orientieren, soweit dies möglich und angemessen ist. Ziel aller Handlungen ist in erster
Linie die Sicherheit der betroffenen Person, damit weitere Schäden oder Wiederholungen
verhindert werden können. Darüber hinaus wird eine Unterstützung von Heilungsprozessen bei
der betroffenen Person zum Beispiel durch Vermittlung an professionelle psychosoziale Hilfe
angestrebt, wenn dies gewünscht ist. Uns ist bewusst, dass die Bedürfnisse nach gewaltvollen
Erlebnissen sehr unterschiedlich sind und es nicht einen richtigen Weg gibt. Sowohl
Bedürfnislagen als auch die Interpretation der gewaltvollen Situation können sich im Verlauf
verändern.

„Do no harm“-Ansatz: communia verpflichtet sich, Betroffene, Unterstützer*innen und noch
unbekannte Betroffene vor (weiteren) Schäden zu schützen. Die Anlaufstelle entwickelt zügig ein
fallbezogenes Verständnis, um daraus konkrete Schritte zur Abwendung potenzieller Schäden
für Betroffene und andere zu entwickeln und in Absprache mit der betroffenen Person
umzusetzen. Auch gegenüber der gewaltausübenden Person ist die Anlaufstelle verpflichtet,
unnötigen und unangemessenen Schaden zu verhindern.

Einfühlsame Unterstützung: Unser Ziel ist es, Betroffene und von diesen ins Vertrauen
gezogene Personen zu stärken, indem wir ihnen helfen, ihre Handlungsmöglichkeiten auf sichere
Weise zu erkunden, ohne unsere eigene Sichtweise aufzudrängen. Wir wollen betroffene
Personen in ihrer Autonomie stärken und solange wie nötig individuell angepasste Unterstützung
gewährleisten. In akuter Überforderung von Betroffenen möchten wir diese dabei unterstützen,
sich Zeit zu lassen und Unterstützung zu finden, um sich wieder handlungsfähiger zu fühlen.
Betroffene leiden häufig unter einer Reduktion ihrer Person auf die Betroffenheit. Wir wollen
individuell und kollektiv versuchen, diese Stigmatisierungen zu vermeiden. Die Anlaufstelle hat
den Auftrag, bei Bedarf und insbesondere bei Hinweis der betroffenen Person
Reflexionsprozesse darüber anzustoßen.
Betroffene sollen selbst entscheiden, in welchem Umfang und zu welcher Zeit sie sich mit dem
Thema beschäftigen. Emotionalität von Betroffenen soll nicht sanktioniert werden, sondern darf
ihren Raum haben. Die Tendenz, dass Betroffene aus Räumen verdrängt werden und
gewaltausübende Personen stark im Zentrum der Aufmerksamkeit stehen, soll vermieden
werden. Wenn eine uneingeschränkte Parteilichkeit für Betroffene durch die Anlaufstelle/das
Team nicht möglich ist, sollen Betroffene trotzdem dabei unterstützt werden, sich einen
Unterstützungsrahmen aufzubauen, der sich an Parteilichkeit orientiert.

Vertraulichkeit: communia sichert die gebotene Vertraulichkeit für Betroffene und andere
Beteiligte zu, um zu vermeiden, dass sie zu (weiterem) Schaden kommen. Die Anlaufstelle gibt
Informationen, die sie im Rahmen einer Fallmeldung erhält, strikt nach dem „Need-to-Know-
Prinzip“ (Weitergabe von Informationen nur soweit unbedingt für die Sicherheit der betroffenen
Person oder anderer Beteiligter erforderlich oder durch die betroffene Person explizit gewünscht)
und unter größtmöglicher Wahrung der Bedürfnisse der Betroffenen an andere Beteiligte und das
Kernteam weiter.

Umgang mit gewaltausübenden Personen: Wir verpflichten uns zu einem
betroffenengerechten Vorgehen. Gleichzeitig wollen wir auch die Würde und Identität der
gewaltausübenden Person soweit wie möglich wahren. Sofern es keine dringenden Gründe dafür
gibt, werden daher gegenüber gewaltausübenden Personen keine repressiven oder strafenden
Methoden genutzt wie z.B. Beschämung, Erniedrigung, Angriff, Isolierung, pauschaler sozialer
Ausschluss. Insbesondere bei Personen mit eigenen Gewalt- oder Diskriminierungserfahrungen



muss diesen in der Form des Kontakts Rechnung getragen werden. Auch über die
gewaltausübende Person werden Informationen nur nach dem Need-to-Know-Prinzip
weitergegeben (wobei hier die Bedürfnisse der betroffenen Person und ggfs. weiterer betroffener
oder gefährdeter Personen zu berücksichtigen sind). Mögliche Strafbedürfnisse von betroffenen
Personen werden im Rahmen von Unterstützungsprozessen bearbeitet, gelten jedoch anders als
Schutzbedürfnisse nicht automatisch als Maßgabe für Handlungen der Anlaufstelle und anderer
Beteiligter.

Wenn eine transformative Arbeit nach den Grundsätzen Transformativer Gerechtigkeit mit der
gewaltausübenden Person möglich erscheint, soll sie darin bestärkt werden, gewaltförmige
Verhaltensweisen zu reflektieren und abzubauen. Die direkte Arbeit mit der gewaltausübenden
Person kann nicht von communia getragen, ggfs. aber unterstützt werden. Wenn eine
Zusammenarbeit zwischen betroffener Person und gewaltausübender Person (zeitweise) nicht
möglich ist, soll der Verbleib der betroffenen Person Priorität haben.

Geteilte Verantwortung: Es ist die Verantwortung des Kernteams, dass alle neuen
Mitarbeiter*innen über diese Richtlinie informiert werden. Es liegt in der Verantwortung aller, die
im Namen von communia arbeiten, der Anlaufstelle Vorfälle, die ihnen gemäß dieser Richtlinie
gemeldet werden, in Absprache mit der betroffenen Person, mitzuteilen.

Umgang mit staatlichen Strafbehörden: Betroffene haben immer die Möglichkeit, sich an
staatliche Stellen zu wenden und dies kann ein notwendiger und richtiger Schritt sein. Wir
unterstützen die Meldung der Vorwürfe bei staatlichen Stellen gegen die gewaltausübende
Person, wenn sich die Sicherheit der betroffenen oder weiterer Personen nicht sicherstellen lässt
oder nach Reflexion mit der betroffenen Person kein anderer Prozess möglich ist. Da staatliche
Institutionen jedoch oftmals Gewalt und Diskriminierung eher verstärken und weder eine
transformative noch Betroffenenperspektive einnehmen, steht die Involvierung staatlicher Stellen
nicht im Fokus des Konzepts.

Anlaufstelle
Die Anlaufstelle für Fälle sexualisierter Gewalt und Diskriminierung wird vom Kernteam für ein
Jahr berufen. Das gesamte Team nimmt an einer externen Fortbildung zum Thema
transformative Gerechtigkeit teil, damit sich alle Teammitglieder befähigt fühlen, in der
Anlaufstelle und anderen Prozessen gemäß dieser Richtlinie mitzuarbeiten. Die Anlaufstelle
besteht aus zwei Personen und soll genderdivers besetzt sein. Die Anlaufstelle ist über
sicher@communia.de auch verschlüsselt erreichbar.

Jede*r Betroffene und jede*r Zeug*in kann sich jederzeit vertraulich an die Anlaufstelle wenden.

Die Anlaufstelle ist unter Berücksichtigung der in dieser Richtlinie festgelegten Grundsätze und
Prinzipien für den gesamten Prozess verantwortlich. Sie kann und sollte – unter Abwägung des
Grundsatzes der Vertraulichkeit und der Interessen der betroffenen Person sowie der eigenen
persönlichen und organisatorischen Möglichkeiten – interne oder externe Unterstützung sowie
Supervision suchen und (auch abseits konkreter Fälle) Schulungen in Anspruch nehmen.

Die Mitglieder der Anlaufstelle nehmen Meldungen vertraulich und sensibel entgegen. Die
Anlaufstelle begleitet und berät Betroffene und Vertrauenspersonen und informiert über externe
Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten.
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Die Anlaufstelle überlegt gemeinsam mit der betroffenen Person und ggf. mit externer Hilfe,
welche Schritte und Maßnahmen notwendig, sinnvoll und möglich sind. Je nach Fall und den
Bedürfnissen der betroffenen Person kann das sehr unterschiedlich aussehen. Grundsätzlich ist
dabei von den Bedürfnissen der betroffenen Person auszugehen. Wenn der Umgang mit dem
Fall die Kapazitäten oder Kompetenzen der Mitglieder der Anlaufstelle überschreiten, stellt sie
sicher, dass die weitere Betreuung in Absprache mit der betroffenen Person von anderen
Stellen/Strukturen übernommen wird. Grundsätzlich trägt sie Sorge dafür, dass kurz- und ggfs.
mittelfristige Unterstützungsstrukturen für die betroffene Person etabliert werden.

Wo notwendig, stehen den Mitgliedern der Anlaufstelle Instrumente der Fortbildung und
Selbstfürsorge wie Supervision, Coaching oder psychosoziale Beratung zur Verfügung.

Im Fall, dass eine Person in der Anlaufstelle in den Fall in irgendeiner Weise involviert ist, muss
sie durch eine nicht involvierte Person aus der Organisation ersetzt werden. Die Verantwortung
dafür tragen insbesondere die Kernteammitglieder. Grundsätzlich und auch im besonderen Fall,
dass beide Mitglieder involviert sind, ist eine Fallmeldung jederzeit auch an alle Mitglieder des
Kernteamsmöglich, die dann für eine adäquate Besetzung der Anlaufstelle Sorge tragen müssen.

Wenn das gesamte Team die Gewalt oder Diskriminierung ausgeübt hat, muss es eine externe
Stelle kontaktieren, um den Vorfall aufzuarbeiten. Betroffene haben die Möglichkeit, eine Stelle
vorzuschlagen und sollen nach Wunsch in die Auswahl eingebunden werden.

Vertrauensperson
Jede*r Betroffene kann sich an die aus ihrer*seiner Sicht am besten geeignete Vertrauensperson
innerhalb oder außerhalb der Organisation wenden. Die Vertrauensperson kann temporär auch
stellvertretend für die betroffene Person sprechen, um diese bei Bedarf zu entlasten. In größeren
oder längerfristigen Fällen soll es mindestens eine Vertrauensperson geben. Die
Vertrauensperson soll die*den Betroffene*n unterstützen und gegebenenfalls durch den weiteren
Prozess begleiten. Sofern die Vertrauensperson Mitglied der Anlaufstelle ist, kann sie den
Prozess zwar anstoßen, kann aber nicht in der Bearbeitung die Rolle der Anlaufstelle ausfüllen
und muss sobald wie möglich durch eine nicht involvierte Person ersetzt werden.

Der Prozess

1. Schritt: Meldung

Im persönlichen Gespräch oder über sicher@communia.de meldet eine betroffene Person, ein*e
Zeug*in oder eine Vertrauensperson einen Vorfall an die Anlaufstelle. Wird, etwa bei einer
Veranstaltung, ein anderes Mitglied von communia angesprochen, weil die Anlaufstelle nicht
persönlich präsent ist, ergreift diese Person in Absprache mit der betroffenen Person notwendige
Sofortmaßnahmen, um ihre Sicherheit bestmöglich zu gewährleisten. Sobald wie möglich soll die
Prozessverantwortung jedoch in Absprache mit der betroffenen Person an die Anlaufstelle
übertragen werden. Wenn es zum Zeitpunkt der Meldung noch nicht zu einem Austausch mit
einer Vertrauensperson der betroffenen Person gekommen ist, sollte die Anlaufstelle je nach
Situation diese Möglichkeit mit der betroffenen Person besprechen, ohne dabei den Anschein zu
erwecken, die Verantwortung von sich zu weisen.
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Die folgenden Schritte (2-4) können je nach Situation in unterschiedlicher Reihenfolge und auch
(besonders bei sich ändernden Situationen) mehrmals durchgeführt werden. In Situationen, in
denen es nur um die Bewältigung eines akuten Zustandes geht, der nicht andauert, können
einzelne Schritte auch weggelassen werden. Die Verantwortung, dies mit betroffenen Personen
abzustimmen und einzuschätzen, liegt bei der Anlaufstelle.

2. Schritt: Gespräch mit der betroffenen Person

Die Anlaufstelle und die betroffene Person führen zeitnah ein vertrauliches Gespräch. Hier soll
ausreichend Zeit und Raum geboten werden, damit die betroffene Person das Vorgefallene
schildern kann. Die oben beschriebenen Grundsätze und Prinzipien gelten hier besonders. Bei
diesem Gespräch kann die Vertrauensperson der betroffenen Person auf den Wunsch letzterer
dabei sein.

In diesem Gespräch können Sofortmaßnahmen vereinbart werden. Diese müssen
situationsspezifisch und ausgehend von den Bedürfnissen der betroffenen Person ermittelt
werden. Insbesondere Rückzugsmöglichkeiten müssen der betroffenen Person angeboten
werden, was die Entbindung von Verantwortung innerhalb von Arbeitsprozessen einschließt.
Zugleich sollte Ziel der Maßnahmen sein, dass die betroffene Person weiter aktiv ihren
Tätigkeiten nachgehen bzw. weiter an einer Veranstaltung teilnehmen kann, wenn sie das
möchte, und dafür die nötige Unterstützung oder den nötigen Schutz bekommt.

Es sollen Absprachen zu Vertraulichkeit genauer besprochen werden. Es ist notwendig, dass
Betroffene ein größtmögliches Maß an Kontrolle über ihre Erlebnisse behalten. Bei Bedarf und
falls von der betroffenen Person gewünscht wird das Team in einem sachlichen Gespräch über
die Grundzüge des Vorfalls informiert, damit die Teammitglieder gesprächs- und handlungsfähig
sind.

Wenn eine Zusammenarbeit zwischen oder gleichzeitiger Teilnahme von gewaltausübender
Person und betroffener Person nicht möglich ist, soll das Ziel sein, dass sich eher die
gewaltausübende Person zurückzieht als die betroffene Person. Längerfristig ist das Ziel die
Einbindung und nicht Verdrängung von Betroffenen, wenn diese die Zusammenarbeit weiterhin
wünschen. Im Idealfall ist eine Zusammenarbeit weiter oder nach einer gewissen Zeit möglich.

Darüber hinaus kann die vorläufige Suspendierung der gewaltausübenden Person von
Arbeitstreffen und -prozessen, von Veranstaltungen oder anderen Kontexten beschlossen
werden.

Zudem sollte besprochen werden, welche Form von Unterstützung die betroffene Person bereits
hat und welche Unterstützungsbedarfe es noch gibt und wie diese erfüllt werden können. Hierbei
kann auch eine Vermittlung an externe professionelle medizinische oder psychosoziale
Hilfe/Fachberatung erwogen werden. Es kann in schwerwiegenden Fällen auch die Formierung
einer langfristigen Unterstützer*innengruppe erwogen werden. Diese sollte aus Personen
außerhalb des Kernteams bestehen, zu denen die betroffene Person (und im besten Falle das
Kernteam auch) ein Vertrauensverhältnis hat, sowie möglichst einer Person aus dem Kernteam.
Entscheidend für die Zusammensetzung sind die Wünsche der betroffenen Person.



3. Schritt: Gespräch mit der gewaltausübenden Person

Die Anlaufstelle führt ein oder mehrere Gespräche mit der gewaltausübenden Person nach
Abwägung aller bis dahin vorliegenden Informationen durch und wählt auch die Zeitpunkte dafür
entsprechend. In schwerwiegenden Fällen sollte zum Zeitpunkt des ersten Gesprächs möglichst
eine Unterstützungsgruppe für die betroffene Person bereits etabliert sein. Diese
(Konfrontations-)gespräche werden von beiden Mitgliedern der Anlaufstelle und ggfs. weiteren
im Prozess beteiligten Personen geführt. Die gewaltausübende Person kann eine dritte Person
zu den Gesprächen dazu ziehen. Ziel des Gesprächs ist die Konfrontation mit den Vorwürfen,
Information über Sofortmaßnahmen,und das weitere Vorgehen. Darüber hinaus wird Raum
geschaffen für die Darstellung der Perspektive der gewaltausübenden Person. Für das Gespräch
gelten die o.g. Grundsätze für den Umgang mit gewaltausübenden Personen.

4. Schritt: Formulierung eines Aktionsplans

Die Anlaufstelle und die betroffene Person (und ggf. ihre Vertrauensperson oder
Unterstützer*innengruppe) erarbeiten gemeinsam einen Aktionsplan. Dieser kann zusätzlich zu
den Sofortmaßnahmen aus einer oder mehreren Maßnahmen bestehen, die sich nach den
Bedürfnissen der betroffenen Person richten. Es kann nötig sein, in die Ausgestaltung der
Maßnahmen andere Faktoren einfließen zu lassen, die Bedürfnisse der betroffenen Person
dürfen dabei jedoch nicht in Frage gestellt werden und werden so weit möglich unterstützt.
Maßnahmen können u.a. sein:

· Änderung der Aufgaben/Rollen der gewaltausübenden Person oder längerfristige
Suspendierung von Arbeitstreffen- und Prozessen

· Ausschluss der gewaltausübenden Person von Veranstaltungen
· Ausschluss der gewaltausübenden Person aus der Organisation. Dieser Schritt erfordert

im Falle eines Kernteammitglieds eine 4/5 Mehrheit des Kernteams, in anderen Fällen
eine einfache Mehrheit. Das macht ggfs. eine zumindest teilweise Information des Teams
notwendig.

· Schaffung von Räumen zur kollektiven Reflexion und Fortbildung für das gesamte Team
· Unterstützung der Meldung der Tat bei staatlichen Stellen nach o.g. Grundsätzen

5. Schritt: Nachverfolgung

· Die Anlaufstelle sorgt für die Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen und stellt in
Rücksprache mit den Beteiligten und vor allem der betroffenen Person sicher, dass die
notwendigen Schritte erfolgreich umgesetzt werden. Gegebenenfalls muss nachgesteuert
werden.

· Bei gegebenen Voraussetzungen (insbesondere Verantwortungsübernahme für
Handlungen bzw. Tat durch die gewaltausübende Person und Offenheit dieser für
Transformation) unterstützt und begleitet die Anlaufstelle entsprechend ihrer Kapazitäten
und ggfs. den Wünschen der betroffenen Person die gewaltausübende Person in ihrem
Transformationsprozess.

· Nach Abschluss des Falls wertet die Anlaufstelle diese Richtlinie und die internen
Prozesse aus und ist dabei offen für Feedback aller Beteiligten. Ggf. empfiehlt sie dem
Kernteam Änderungen der Richtlinie.



Das Schutzkonzept der Organisation befreit alle Teammitglieder nicht von ihrer Verantwortung,
sich mit Gewalt und Gewaltschutz zu beschäftigen. Das Konzept und die Anlaufstelle bilden einen
Rahmen für die Bearbeitung von Vorfällen, insgesamt ist das ganze Team für die Schaffung eines
gewaltarmen Raumes und die Bearbeitung von gewaltvollen Situationen verantwortlich.
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